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Fortschritts und ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung kenn­
zeichnen die Situation in solchen Betrieben und Einrichtungen, 
die erfolgreich das erfinderische Schaffen entfalten und die 
Erfindertätigkeit planmäßig mit der Lösung der anspruchs­
vollen Aufgaben in Wissenschaft und Technik verbinden. Das 
Gesetz verallgemeinert die fortgeschrittenen Erfahrungen in 
den Grundsätzen über die Aufgaben der staatlichen Organe 
und der sozialistischen Betriebe durch Festlegung der Pflicht 
zur unmittelbaren Förderung des erfinderischen Schaffens bei 
der Leitung und Planung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts, zur schnellen volkswirtschaftlich effektiven Ver­
wertung der Erfindungen in Übereinstimmung mit den gesell­
schaftlichen Erfordernissen und zum wirksamen Schutz der 
Erfindungen (§ 4 Abs. 2).

Die Förderung des erfinderischen Schaffens durch den so­
zialistischen Staat wurde in den vergangenen Jahren immer 
wirksamer durch vielfältige Aktivitäten der Gewerkschaften, 
der Kammer der Technik und der FDJ unterstützt. Die Einbe­
ziehung der Aufgaben zur Förderung des erfinderischen Schaf­
fens in den sozialistischen Wettbewerb und den Erfinderwett­
bewerb für junge Erfinder, Erfinderschulen und andere For­
men der gesellschaftlichen Einflußnahme auf die Entwicklung 
der Erfindertätigkeit haben wesentlich zur Entwicklung des 
erfinderischen Schaffens beigetragen. Von besonderem Ge­
wicht ist dabei die Unterstützung der Erfindertätigkeit durch 
die Gewerkschaften. § 4 Abs. 3 verpflichtet deshalb die staat­
lichen Leiter, eng mit den gewerkschaftlichen Vorständen und 
Leitungen bei der Entwicklung der Erfindertätigkeit zusam­
menzuarbeiten.

Weitere Vervollkommnung des Rechtsschutzes 
für Erfindungen

Das Patentgesetz hat das in der Sowjetunion geschaffene, in 
der DDR und anderen sozialistischen Ländern bewährte 
Schutzsystem beibehalten und inhaltlich vervollkommnet. Die­
ses System wird durch zwei Formen des Rechtsschutzes cha­
rakterisiert: Wie bisher wird der Rechtsschutz für Erfindun­
gen durch Wirtschaftspatente oder durch Ausschließungs­
patente begründet, soweit nicht die Voraussetzungen für die 
Erteilung eines Geheimpatents vorliegen (§ 8). Damit trägt das 
Gesetz den Erfordernissen Rechnung, die sich aus den diffe­
renzierten Aufgaben des Rechtsschutzes ergeben, wie sie in 
den Grundsätzen des Gesetzes festgelegt sind.

Der Rechtsschutz für Erfindungen soll zum einen die Er­
findertätigkeit in der DDR stimulieren und durch die Gestal­
tung entsprechender Rechte und Pflichten die uneinge­
schränkte Nutzung von Erfindungen, die in sozialistischen Be­
trieben entstanden sind, ermöglichen. Zum anderen hat der 
Rechtsschutz für Erfindungen einen bedeutsamen internatio­
nalen Aspekt. Seine Aufgabe besteht insoweit darin, zur Ent­
wicklung der internationalen wirtschaftlichen und wissen­
schaftlich-technischen Beziehungen zu anderen Staaten auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung und der Gegenseitigkeit 
beizutragen. Dies findet seinen Ausdruck darin, daß Auslän­
dern Rechtsschutz für Erfindungen in Übereinstimmung mit 
den Regelungen internationaler Verträge oder nach dem 
Grundsatz der Gegenseitigkeit gewährt wird.

Die Mitgliedsländer des RGW haben über den gegenseiti­
gen Rechtsschutz für Erfindungen spezielle Abkommen ge­
schlossen, die eine enge Zusammenarbeit fördern. Vor allem 
auf der Grundlage des Abkommens von Havanna über die 
gegenseitige Anerkennung von Urheberscheinen und anderen 
Schutzdokumenten für Erfindungen vom 18. Dezember 1976 
(GBl. II 1977 Nr. 15 S. 327) wird der gegenseitige Rechtsschutz 
für Erfindungen seit Jahren erfolgreich und effektiv gesichert 
und die internationale wissenschaftlich-technische Zusammen­
arbeit zwischen den Mitgliedsländern des RGW gefördert. 
Dabei wird der Rechtsschutz grundsätzlich in einer Form be­
gründet, die dem Wirtschaftspatent in der DDR entspricht.

In den Beziehungen zu den kapitalistischen Ländern wird 
der gegenseitige Rechtsschutz für Erfindungen auf der Grund­
lage der nationalen Gesetze gewährleistet. Die Patentanmel­
der aus kapitalistischen Ländern machen dabei von ihrem 
Recht Gebrauch, die Form des Patentschutzes in der DDR 
selbst zu bestimmen. In der Regel beantragen sie Ausschlie­

ßungspatente, um sich in Übereinstimmung mit ihren ökono­
mischen Interessen die ausschließlichen Rechte auf Benutzung 
der Erfindung zu sichern. Diese Möglichkeit wird den aus­
ländischen Patentanmeldern auch weiterhin uneingeschränkt 
gewährt.

Für Erfindungen, die in den sozialistischen Betrieben ent­
stehen, werden wie bisher ausschließlich Wirtschaftspatente 
erteilt (§ 8 Abs. 2), die ein uneingeschränktes Nutzungsrecht 
aller sozialistischen Betriebe begründen. Das Gesetz geht hier 
von dem Prinzip aus, daß Erfindungen, die unter sozialisti­
schen Verhältnissen als Ergebnis allgemeiner Arbeit hervor­
gebracht werden, uneingeschränkt in der materiellen Produk­
tion angewendet werden müssen. Es kann also keine Ein­
schränkung der Benutzungsmöglichkeiten und Benutzungs­
rechte der sozialistischen Betriebe an Erfindungen geben, die 
in sozialistischen Betrieben oder Forschungseinrichtungen ent­
standen sind. Das in ■§ 10 Abs. 1 Buchst, b fixierte Recht aller 
sozialistischen Betriebe, Erfindungen zu nutzen, für die ein 
Wirtschaftspatent erteilt wurde, ist insofern eine Weiterent­
wicklung der Rechtsvorschriften, als nunmehr die bisher er­
forderliche besondere Benutzungserlaubnis des Patentamts 
entfällt.

Eine besondere Rechtsstellung hat der Ursprungsbetrieb 
einer Erfindung. Er kann auf seinen Namen in anderen Staaten 
Patente beantragen und damit den internationalen Schutz von 
Erfindungen organisieren. Diese besondere Stellung des Ur­
sprungsbetriebes resultiert aus seiner besonderen Verantwor­
tung für die bei ihm entstandenen Erfindungen. Dazu gehört 
vor allem seine Verantwortung für eine rasche und umfassende 
Nutzung von Erfindungen sowie für deren lizenzmäßige Ver­
wertung in anderen Staaten.

Eine besondere Verantwortung hat der Ursprungsbetrieb 
auch für die Mehrfachnutzung. Das Patentgesetz geht davon 
aus, daß die Mehrfachnutzung von Erfindungen durch die 
entsprechenden wirtschaftsrechtlichen Vorschriften6 geregelt 
ist, weil Erfindungen Bestandteil wissenschaftlich-technischer 
Ergebnisse sind und ihre Mehrfachnutzung keiner gesonderten 
Regelung im Rahmen des Patentrechts bedarf. Aus dem neuen 
Patentgesetz ergibt sich, daß Gegenstand der Gestaltung von 
Rechtsbeziehungen bei der Mehrfachnutzung von Erfindungen 
nicht die Übertragung eines Nutzungsrechts an Erfindungen 
sein kann, da a l l e  sozialistischen Betriebe Inhaber des Be­
nutzungsrechts an Erfindungen sind (§ 10 Abs. 2 Buchst, b).

Den Erfordernissen der Verteidigungsbereitschaft trägt § 9 
entsprechend den bisherigen Erfahrungen mit der Regelung 
des Rechtsschutzes für Geheimpatente Rechnung. Erfindungen, 
die zur Erhöhung der Verteidigungsbereitschaft beitragen oder 
die besondere staatliche Interessen betreffen, sind als Staats­
geheimnisse zu behandeln. Daraus ergeben sich besondere 
Anforderungen an die Behandlung der Patentanmeldungen in 
den Betrieben und Einrichtungen und an die Durchführung 
der Verfahren vor dem Patentamt. Einzelheiten der Behand­
lung der geheimzuhaltenden Erfindungen werden wie bisher 
in einer besonderen Anordnung geregelt.

Neue Maßstäbe für die Gewährung des Rechtsschutzes 
für Erfindungen

Eine wichtige Funktion des sozialistischen Erfinder- und Pa­
tentrechts besteht in der exakten Bestimmung des staatlichen 
Maßstabs für die Anerkennung wissenschaftlich-technischer 
Ergebnisse als Erfindungen. Damit wird eine grundlegende 
Orientierung für die Bewertung des schöpferischen Niveaus 
der Arbeiten in Forschung und Entwicklung festgelegt, die 
zugleich eine Grundlage für die besondere moralische und ma­
terielle Anerkennung erfinderischer Leistungen darstellt. Die 
umfassende Regelung des Begriffs einer Erfindung, für die 
nach den Bestimmungen des Patentgesetzes Rechtsschutz ge­
währt wird (§ 5), ist eine wesentliche Weiterentwicklung des 
Patentrechts der DDR. Damit wird ein Mangel des Patent­
gesetzes von 1950 überwunden, das eine solche Definition nicht 
enthielt und davon ausging, daß durch Entscheidungen des * 25

6 Das sind insbesondere das Gesetz über das Vertragssystem in der 
sozialistischen Wirtschaft — Vertragsgesetz — vom 25. März 1982 
(GBl. I Nr. 14 S. 293) und die 1. DVO zum Vertragsgesetz — Wirt­
schaftsverträge über wissenschaftlich-technische Leistungen — vom
25. März 1982 (GBl. I Nr. 16 S. 325).


